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Bekanntmachung
über den Erlass der Satzung zur Teilaufhebung 
des Bebauungsplanes mit Grünordnung Nr. 1505a
der Landeshauptstadt München

Bundesbahn-Nordring (nördlich)
zwischen DB-Ausbesserungswerk 
und Ingolstädter Straße
– Gewerbegebiet Euro-Park Ostteil –

vom 23. Juli 2019

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat für das oben 
bezeichnete Gebiet am 19.12.2018 die Teilaufhebung des Be-
bauungsplanes mit Grünordnung Nr. 1505a im Zusammen-
hang mit dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan mit 
Grünordnung Nr. 1989 (ehem. Bayernkaserne und Bereich 
östlich der Bayernkaserne) beschlossen. Der Bebauungsplan 
mit Grünordnung Nr. 1989 ist mit Veröffentlichung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München vom 10.04.2019 in Kraft 
getreten.

Die Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 1505a tritt mit 
dieser Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. Der 
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 1989, der in § 1 Abs. 4 
Satz 1 der Satzung die Teilaufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 1505a festsetzt, wird mit Begründung und zusammenfas-
sender Erklärung vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung an zu jedermanns Einsicht beim Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hochhaus, Blumenstraße 28b, während 
der Dienststunden (Montag – Donnerstag von 9.30 Uhr bis 
15.00 Uhr, Freitag 9.30 Uhr bis 12.30 Uhr) bereitgehalten.  
Außerhalb dieses Zeitraumes können Termine zur Einsichtnah-
me vereinbart werden (Tel. 233-00). Auf Verlangen wird über 
den Inhalt des Bebauungsplanes mit Grünordnung Auskunft 
gegeben.

Hinweis gemäß § 44 BauGB:
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB hingewiesen.
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den  
§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die  
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:
Unbeachtlich werden
1. �eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. �eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. �nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des vorstehenden Bebauungsplanes mit Grünordnung schrift-
lich gegenüber der Landeshauptstadt München (Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung) unter Darlegung des die Ver-
letzung oder den Mangel begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

München, 23. Juli 2019	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren
hier: �Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2  

des Baugesetzbuches (BauGB) 
i.V.m. Hinweis gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB 
– Beschleunigtes Verfahren –

Stadtbezirk 16 Ramersdorf-Perlach

Bebauungsplan Nr. 2144
Maximilian-Kolbe-Allee (südlich),
Therese-Giehse-Allee (westlich)
(Teiländerung des Bebauungsplanes Nr. 57 ci)

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am  
18. Juli 2019 beschlossen, für das vorgenannte Gebiet den 
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 57 ci teilweise zu  
ändern und einen neuen Bebauungsplan aufzustellen.

Ziel und Zweck der Planung ist die Stärkung des vorhandenen 
Nahbereichszentrums durch Sicherung der gewerblichen Nut-
zung in den Erdgeschossbereichen der Anwesen Maximilian-
Kolbe-Allee 8 bis 14.

Durch den Erhalt der bestehenden kleinteiligen Nahversor-
gungseinrichtungen bleibt die Versorgung der ortsansässigen 
Bevölkerung mit Gütern des täglichen Bedarfs gesichert.

München, 29. Juli 2019	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung
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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren
hier:� �Eckdatenbeschluss und Aufstellungsbeschluss  

gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB)

Stadtbezirk 11 Milbertshofen-Am Hart

Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung
und
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2142
Am Oberwiesenfeld (östlich), Moosacher Straße (nördlich), 
Lerchenauer Straße (westlich), DB-Nordring (südlich) 
– Knorr-Bremse AG – 
(Teilverdrängung des Bebauungsplanes mit Grünordnung  
Nr. 1947)

Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 24. Juli 2019 be-
schlossen, für das vorgenannte Gebiet den Flächennutzungs-
plan mit integrierter Landschaftsplanung zu ändern und einen 
Bebauungsplan mit Grünordnung aufzustellen.

Das zur Überplanung vorgesehene Gebiet befindet sich im 
südlichen Teilbereich des seit 19. Juni 2009 rechtsverbindli-
chen Bebauungsplanes mit Grünordnung Nr. 1947, der mit 
maximalen Wandhöhen, absoluten Geschossflächen und 
Grundflächenzahlen überwiegend fünf Gewerbegebiete (GE 5 
bis GE 9) und nördlich der Moosacher Straße sowie östlich 
der Straße Am Oberwiesenfeld zwei Kerngebietsflächen (MK 
1 und MK 2) festsetzt.

Aufgrund des Wohnraumbedarfs in München ist beabsichtigt, 
die westlich der Straße Am Oberwiesenfeld mit dem vorha-
benbezogenen Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2073 be-
gonnene Umstrukturierung in Wohnen auch in Verlängerung 
östlich dieser Straße fortzusetzen.
Mit dem städtebaulichen und landschaftsplanerischen Kon-
zept sollen auf den bisher für gewerbliche Nutzung vorgese-
henen Flächen Wohnbaurecht mit einer Orientierungsgröße 
von ca. 500 Wohneinheiten und der dazu gehörigen sozialen 
Infrastruktur und Erschließung geschaffen werden.
Die vorgesehene Grünordnung soll insbesondere vielfältig 
nutzbare Grün- und Freiflächen für die künftigen Bewohnerin-
nen und Bewohner und die Beschäftigen sichern, die Erfor-
dernisse des speziellen Artenschutzes und die weitest gehen-
de Erhaltung des schützenswerten Baumbestands beachten.

Zur Realisierung dieser Planungsziele ist die Änderung des 
Flächennutzungsplanes und die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes erforderlich.

München, 29. Juli 2019	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren
hier: �Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 3 Maxvorstadt

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2140
Dachauer Straße (östlich),
Gabelsbergerstraße (nördlich),
Schleißheimer Straße (westlich),
Maßmannstraße (südlich)
(Teiländerung des Bebauungsplans
mit Grünordnung Nr. 1872)

Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 24. Juli 2019 die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes mit Grünordnung für das 
vorgenannte Gebiet und die Teiländerung des Bebauungs
planes mit Grünordnung Nr. 1872 beschlossen.

Auf dem ca. 8.950 m² großen Grundstück nördlich der Ga-
belsbergerstraße, südlich der Maßmannstraße und westlich 
der Schleißheimer Straße befindet sich das derzeit leerste-
hende Gebäude des ehemaligen Gesundheitsamtes aus den 
1960er Jahren. Hier soll ein Neubau für den Gesamtbedarf 
des Referates für Gesundheit und Umwelt (RGU) und für eine 
Kindertagesstätte realisiert werden. Eigentümerin des Grund-
stückes ist die Landeshauptstadt München.
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Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung hat mehrere 
Varianten untersucht mit dem Ziel den erhöhten Raumbedarf 
des RGU auf dem Grundstück unterzubringen.
In einer Variante, die den Wettbewerbsentwurf weiterentwi-
ckelt und einen Hochpunkt an der Ecke Maßmannstraße /  
Dachauer Straße ergänzt, kann der erforderliche Raumbedarf 
flächeneffizient untergebracht werden.

Diese Variante wird vom Baureferat weiter ausgearbeitet und 
dient als Grundlage für das Bauleitplanverfahren.

Zu Beginn des Bauleitplanverfahrens ist zu prüfen, ob der Be-
bauungsplan im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB aufgestellt werden kann.

München, 30. Juli 2019	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachungen

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)  
vom 20. August 2019 mit 1. Oktober 2019

	
Stadtbezirk 11 Milbertshofen-Am Hart
Stadtbezirk 24 Feldmoching-Hasenbergl

Änderung des Flächennutzungsplans
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich V/57
Rathenaustraße (südlich), Knorrstraße (westlich),
BMW FIZ Erweiterung Nord (nördlich), Schleißheimer Straße 
(östlich)
und Bereich der ehemaligen Panzerbrücke – ehemalige  
Kronprinz-Rupprecht-Kaserne und Teilbereich des ehemaligen 
Virginia-Depots
– BMW Forschungs- und Innovationszentrum (FIZ) Nord Nord –
– Sondergebiet Forschung, Kerngebiet, Sonstige Grünfläche –

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung liegt 
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstra-
ße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungs-

raum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, 
auf Blumenstraße 28a –), vom 20. August 2019 mit 1. Okto-
ber 2019, Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich 
aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksich-
tigt bleiben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne 
des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist 
nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus.

Es sind neben dem Umweltbericht, der zu den nachfolgend 
genannten Schutzgütern Aussagen enthält, folgende Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar:

Informationen zum Schutzgut Mensch, seine Gesundheit, 
Bevölkerung, insbesondere
–– Verkehrsuntersuchung
–– Immissionstechnische Untersuchung von Anlagen- und 

Verkehrslärm mit Emissionskontingentierung
–– Messbericht niederfrequenter magnetischer Wechselfelder

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen, insbe-
sondere
–– Spezieller artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
–– Strukturtypen- und Baumbestandskartierung

Informationen zum Schutzgut Fläche, Boden und Wasser, 
insbesondere
–– Altlastenuntersuchung mit ergänzenden Untersuchungen
–– Kampfmitteluntersuchung

Informationen zum Schutzgut Luft und Klima, insbesondere
–– Luftschadstoffgutachten

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung und 
die wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind 
auch im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/ausle-
gung zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.
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Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)  
vom 20. August 2019 mit 1. Oktober 2019

	
Stadtbezirk 11 Milbertshofen-Am Hart
Stadtbezirk 24 Feldmoching-Hasenbergl

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 1939d
Rathenaustraße (südlich),
Knorrstraße (westlich),
BMW Forschungs- und Innovationszentrum (FIZ)
Erweiterung Nord (nördlich),
Schleißheimer Straße (östlich) und
Bereich der ehemaligen Panzerbrücke
(Aufhebung des übergeleiteten Bebauungsplanes
gemäß § 173 Abs. 3 BBauG und
Teilverdrängung der Bebauungspläne Nr. 40 Teil 2, 462, 948b, 
948b (Teiländerung und Ergänzung), 948c, 1939a und 1939c)
– BMW FIZ Erweiterung Nord-Nord –
– Gewerbeflächen –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum – bar-
rierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf Blumen-
straße 28a –), vom 20. August  2019 mit 1. Oktober 2019, 
Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus. 

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar:

Informationen zum Schutzgut Mensch, seine Gesundheit, 
Bevölkerung, insbesondere
– Verkehrsuntersuchung
– �Immissionstechnische Untersuchung von Anlagen- und  

Verkehrslärm mit 
  Emissionskontingentierung
– Messbericht niederfrequenter magnetischer Wechselfelder

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen, insbe-
sondere
–– Spezieller artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

–– Strukturtypen- und Baumbestandskartierung
–– Eingriffs- und Ausgleichsermittlung
–– Pflege- und Entwicklungskonzepte

Informationen zum Schutzgut Fläche, Boden und Wasser, 
insbesondere
–– Altlastenuntersuchung mit ergänzenden Untersuchungen
–– Kampfmitteluntersuchung
–– Eingriffs- und Ausgleichsermittlung
–– Fachliche Stellungnahme des Referates für Gesundheit und 

Umwelt (RGU)

Informationen zum Schutzgut Luft und Klima, insbeson-
dere
– Fachliche Stellungnahme des RGU
– Luftschadstoffgutachten

Informationen zum Schutzgut Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter, insbesondere
– Stellungnahme zu denkmalpflegerischen Belangen

Informationen zum Umweltbelang Energie, insbesondere
– Masterplan zum BMW Forschungs- und Innovationszentrum

Informationen zu den Umweltbelangen Abfälle und  
Abwässer, insbesondere
– Fachliche Stellungnahme des RGU

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung  und die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind auch im 
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu 
finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 30. Juli 2019	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachung
über den Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 
2017/2018 des Eigenbetriebs Münchner Kammerspiele 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 
24. Juli 2019 den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Münch-
ner Kammerspiele für das Wirtschaftsjahr 2017/2018 
(01.09.2017 bis 31.08.2018) festgestellt und beschlossen, den 
Jahresüberschuss in Höhe von 427.000,00 € wie folgt zu ver-
wenden:

Der Jahresüberschuss in Höhe von 427.000,00 € wird einer 
neuzubildenden zweckgebundenen Rücklage zugeführt.

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz,  
Gewinn‑ und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbezie-
hung der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetriebs 
Münchner Kammerspiele, München, für das Geschäftsjahr 
vom 1. September 2017 bis 31. August 2018 geprüft. Durch 
Art. 107 GO Bayern wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. 
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Die Prüfung erstreckt sich auch auf die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Eigenbetriebs. Die Buchführung und die Auf
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und Bestimmungen der Be-
triebssatzung sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse des  
Eigenbetriebs liegen in der Verantwortung der Werkleitung 
des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
und Art. 107 GO Bayern unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver-
mittelten Bildes der Vermögens‑, Finanz‑ und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt wer-
den kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebs Anlass zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kont-
rollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung 
und Jahresabschluss überwiegend auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Werkleitung des Eigenbetriebs sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse haben wir darüber hinaus entsprechend den vom 
IDW festgestellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen  
Verhältnisse gem. § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach 
unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und 
der Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens‑, Finanz‑ und Ertragslage. Der Lagebericht steht 
im Einklang mit dem Jahresabschluss. Die wirtschaftlichen 
Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Be-
anstandungen.“

München, den 14. November 2018

Rödl & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. 	 gez.

Decker	 Fischl
Wirtschaftsprüfer 	 Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss und der Lagebericht des Eigenbetriebs 
Münchner Kammerspiele liegen in der Zeit vom 16.08.2019 

bis 23.08.2019 (Mo-Fr) jeweils von 9.00 bis 15.00 Uhr, im Be-
triebsgebäude der Münchner Kammerspiele, Falckenberg-
straße 2, 80539 München, Eingang Bühnenpforte, zur Einsicht 
aus.

München, 26. Juli 2019 

Eigenbetrieb Münchner Kammerspiele 

gez.	 gez.	 gez.
Oliver Beckmann	 Matthias Lilienthal	 Andrea Gronemeyer
Kaufm. Werkleiter	 Intendant	 Intendantin

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gern. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO Anwesen: Gollierstraße
Gemarkung/Flurnr/Stadtbezirk: Sektion V, FINr. 7816, 
Stadtbezirk 8
Vorbescheid für die Errichtung eines Kinder- und Jugend-
museums als 5-geschossige Überbauung einer Park-
hauszufahrt

Mit Bescheid der Lokaibaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 25.07.2019, Az. 1.7-2018-15017-23, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

–– Es wurden Fragen zur Zulässigkeit der Nutzung als Kinder- 
und Jugendmuseum, zur zulässigen Anzahl der Geschosse, 
zur Baukörpersituierung, zur Anzahl notwendiger Kfz- und 
Fahradstellplätze, zu Baumfällungen, zur Überbauung öf-
fentlichen Grundes und zu den Abstandsflächen gestellt, 
welche im Wesentlichen positiv beantwortet worden sind,

Es wurden Befreiungen u. a. von der festgesetzten Art der 
Nutzung, der festgesetzten Baugrenze und der Anzahl der 
Vollgeschosse sowie Abweichung wegen Nichteinhaltung von 
Abstandsflächen im Bereich der Gollierstraße in Aussicht ge-
stellt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 7847/1, 7811, 7818/3, 7818/4 und 
7818/12, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist ge-
mäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbeschei-
des zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstü-
cke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-Lbk-team23@muenchen.de bzw. Telefon-
nummer 2 33-2 50 20.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
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und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange
geben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 31. Juli 2019	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Stadtplanung 
		  und Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission	
	

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Arndtstr. 2 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 11406/0, Gemar-
kung Sektion VI, Stadtbezirk 02
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit Tiefgarage –  
Änderung zu 1.2-2015-28974-21 / hier: Verringerung der 
Wohnungs- u. Stpl.-Anzahl, umlaufend einheitl. Traufhöhe, 
Anpassung an Grenzermittlung, Fassadengestaltung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.07.2019, Az. 602-1.202-2019-9230-21, wur-
de die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben  
unter Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen und Befrei-
ungen erteilt.

und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange
geben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in  
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVB1 Nr. 
13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchsverfahren 
im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht keine Mög-
lichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.
Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. Seit 
01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwaltungs
gericht München elektronisch eingereicht werden. Die techni
schen und formalen Voraussetzungen zum elektronischen 
Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.
Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 26. Juli 2019	 Landeshauptstadt München
		�  Referat für Stadtplanung und 

Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Maria-Theresia-Straße 35
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Gemarkung  
Bogenhausen/Flurnr. 45/0/Stadtbezirk 13
Neubau Turnhalle und Nebenräume im Untergeschoss und 
Klassenräume im Erdgeschoss

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 31.07.2019, Az. 602-1.1-2019-10174-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Bedingungen, Auflagen, Befreiungen und einer Abweichung 
erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die ge-
genständlichen Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 
Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse
plan.ha4-lbk-team31@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
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Den Nachbarn Flurnummer ( FN)  11405, FN 11384 und FN 
11383 haben den Baueingabeplan nicht unterschrieben. Auch 
die Eigentümer der Grundstücke auf der gegenüberliegenden 
Staßenseite der Arndtstraße FN 11412, FN 11408 und FN 
11095/13 haben den Baueingabeplan nicht unterschrieben.  
Den Nachbarn ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
2 33-215 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 1. August 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Arndtstr. 2 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 11406/0, Gemar-
kung Sektion VI, Stadtbezirk 02
Neubau eines Mehrfamilienhauses mit Tiefgarage –  
Änderung zu 1.2-2015-28974-21 / hier: Verringerung der 
Wohnungs- u. Stpl.-Anzahl, umlaufend einheitl. Traufhöhe, 
Anpassung an Grenzermittlung, Fassadengestaltung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.07.2019, Az. 602-1.202-2019-9230-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen und Befreiungen 
erteilt.

Den Nachbarn Flurnummer ( FN)  11405, FN 11384 und FN 
11383 haben den Baueingabeplan nicht unterschrieben. Auch 
die Eigentümer der Grundstücke auf der gegenüberliegenden 
Staßenseite der Arndtstraße FN 11412, FN 11408 und FN 
11095/13 haben den Baueingabeplan nicht unterschrieben.  
Den Nachbarn ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
2 33-215 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–– Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wi-
derspruch einzulegen.

–– Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

–– Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

–– Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 1. August 2019	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission
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Nichtamtlicher Teil

Zivilprozessordnung. Mit Gerichtsverfassungsgesetz. 
Kommentar. Hrsg. von Hans-Joachim Musielak und  
Wolfgang Voit. - 16., neubearb. Aufl. - München: Vahlen, 
2019. XXXVI, 2993 S. ISBN 978-3-8006-5946-3; € 169.-

Der „Musielak“ erscheint jährlich und informiert umfassend 
über alle Fragen, die sich bei der Anwendung der ZPO in der 
gerichtlichen und anwaltlichen Praxis stellen. Bei jeder ein-
schlägigen Vorschrift finden sich Hinweise für die Berechnung 
der Gerichtskosten und der Anwaltsgebühren. Eingehend er-
läutert werden die Themen Zustellungsrecht, Zwangsvollstre-
ckung und Europäisches Zivilprozessrecht.
Die Neuauflage mit Stand 1. Januar 2019 berücksichtigt die 
aktuelle Rechtsprechung und Gesetzesänderungen, u.a. das 
Gesetz zur Einführung einer zivilprozessualen Musterfeststel-
lungsklage und das Gesetz zur Einführung der elektronischen 
Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs.

Community Design Regulation (EC) No 6/2002. Article-
by-Article Commentary. Edit. by Gordian N. Hasselblatt. 
2nd ed. - München: Beck; Oxford: Hart; Baden-Baden: 
Nomos, 2018. XXIV, 1091 S. ISBN 978-3-406-71477-1;  
€ 350.-

Mit der Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Rates vom 12. De-
zember 2001 über das Gemeinschaftsgeschmacksmuster 
wurde die Grundlage geschaffen, mit einem Gemeinschafts-
geschmacksmuster einen einheitlichen Schutz mit einheitli-
cher Wirkung für die gesamte Gemeinschaft einzuführen. 
Damit wird verhindert, dass identische Muster in den verschie-
denen Mitgliedstaaten unterschiedlich und zugunsten ver-
schiedener Inhaber geschützt werden, was zwangsläufig zu 
Konflikten führt.
Die Autoren, renommierte Rechtsanwälte aus allen Mitglied-
staaten der EU, erläutern in englischer Sprache die einzelnen 
Vorschriften der Verordnung und stellen die Umsetzungsvor-
schriften in den einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union dar.
Die Neuauflage des Kommentars berücksichtigt die Recht-
sprechung und Literatur bis Juli 2017. 

Umsatzsteuergesetz. Kommentar. Hrsg. v. Rainer Wey-
müller. - 2. Aufl. - München: Beck, 2019. XXI, 1974 S. 
(Beck’sche Steuerkommentare) ISBN 978-3-406-71703-1; 
€ 159.-

Der Kommentar zur Umsatzsteuer bereitet das komplexe Ge-
biet des Umsatzsteuerrechts für den Steuerberater-Alltag auf. 
22 versierte Spezialisten aus Finanzgerichtsbarkeit, Finanz-
verwaltung, Steuerberatung und Steuerwissenschaft erläutern 
die Materie. Die Bearbeiter beschränken sich auf die prakti-
schen Gesichtspunkte und beziehen Stellung zu Fragen, auf 
die es bei der umsatzsteuerlichen Beratung ankommt, wie 
beispielsweise auf welche speziellen umsatzsteuerlichen Pro-
bleme bei Bauleistungen zu achten ist. Zahlreiche umsatz-

steuerliche Fälle aus der Praxis werden erläutert und zeigen 
Lösungswege auf.
Zudem machen die Autoren deutlich, welche Unterschiede 
zwischen Unionsrecht, nationalem Recht und den Verwal-
tungsanweisungen bestehen. 
Die neue Auflage mit Stand von 15. Januar 2019 enthält alle 
relevanten Gesetzesänderungen sowie die neueste Recht-
sprechung von EuGH und BFH.

Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Hrsg. von Franz Jürgen Säcker, Roland Rixecker, Hartmut 
Oetker und Bettina Limperg. - 8. Aufl. - München: Beck.

Bd. 3: Schuldrecht - Allgemeiner Teil II. Red.: Wolfgang 
Krüger. - 2019. XXIX, 1549 S. ISBN 978-3-406-72603-3;  
€ 169.- 

Das Standardwerk zum BGB und den wichtigen Nebengeset-
zen wird in der achten Auflage in 13 Bänden neu aufgelegt. 
Der Aufbau der Kommentierung erfolgt nach einem für den 
gesamten Großkommentar einheitlichen Gliederungsschema, 
jeweils beginnend mit dem Normzweck. Das Randnummern-
system ist einheitlich gestaltet. Bei längeren Kommentierun-
gen ist eine eigene Gliederungsübersicht vorangestellt.
Der neue Band 3 zum Allgemeinen Schuldrecht behandelt die 
§§ 311 - 432 BGB.
Er berücksichtigt u.a. das neue Gesetz zur Reform des Bau-
vertragsrechts und zur Änderung der kaufrechtlichen Mängel-
haftung sowie die Gesetzesänderung in § 309 BGB durch das 
Verwertungsgesellschaften-Richtlinie-Umsetzungsgesetz und 
das Dritte Gesetz zur Änderung reiserechtlicher Vorschriften 
mit Folgeänderungen in den §§ 312, 312g BGB.
Aktuelle Rechtsprechung und Literatur insbesondere zur Um-
setzung der Verbraucherrechterichtlinie sind eingearbeitet.

Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts. - 5., neu-
bearb. und erw. Aufl. - München: Beck.

Bd. 1. BGB-Gesellschaft, Offene Handelsgesellschaft, 
Partnerschaftsgesellschaft, Partenreederei, EWIV [Euro-
päische wirtschaftliche Interessenvereinigung]. Hrsg.  
v. Hans Gummert und Lutz Weipert. - 2019. LXXIV, 2183 S. 
ISBN 978-3-406-70501-4; € 199.-

Das Münchener Handbuch bietet eine systematische und um-
fassende Darstellung der verschiedenen Gesellschaftsformen 
ausgerichtet an den Bedürfnissen der Praxis. Das Handbuch 
in 8 Bänden berücksichtigt auch Themen aus dem Steuer-, 
dem Arbeits- und dem Kartellrecht. 
Der Band 1 liegt jetzt in der aktuellen 5. Auflage vor und stellt 
mit Band 2 das gesamte Personengesellschaftsrecht dar. Der 
Band 1 umfasst die BGB-Gesellschaft, die Partnerschaftsge-
sellschaft, die offene Handelsgesellschaft, die Partenreederei, 
die Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung und die 
fehlerhafte Gesellschaft. Eingearbeitet ist das Gesetz zur Ein-
führung der Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Be-
rufshaftung. 
Die neue Ausgabe berücksichtigt die Auswirkungen durch die 
vielfältigen Rechtsänderungen wie zum Beispiel die endgültige 
Verabschiedung des Bestimmtheitsgrundsatzes durch den 
Bundesgerichtshof. 
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Schmitz, Holger und Christof Federwisch:  
Einzelhandelsbetriebe in der Raum- und Bauleitplanung. 
- 2. Aufl. - München: Beck, 2019. XXIII, 201 S.  
ISBN 978-3-406-72974-4; € 79.-

Die Ansiedlung von stationärem Einzelhandel hat nicht nur 
wirtschaftlichen Einfluss auf die Stadt, sondern auch auf die 
gesamtstädtische Entwicklung und die Aufenthaltsqualität in 
den Städten.
Das somit für Kommunen wichtige Thema wird mit diesem 
Buch unter dem Aspekt des Raum- und Planungsrechts be-
handelt. Schwerpunkte sind die Steuerung der Einzelhandels-
ansiedlung durch die Raumplanung, die bauplanerische  
Steuerung des großflächigen Einzelhandels und die planungs-
rechtliche Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßvorhaben. 
Die aktuelle Rechtsprechung ist ausgewertet und auf regel-
mäßig aufkommende Problemfelder in der planerischen  
Ansiedlungssteuerung bezogen.

Krätzschel, Holger, Melanie Falkner und Christoph Döbe-
reiner: Nachlassrecht. - 11., vollständig überarb. und  
ergänzte Aufl. - München: Beck, 2019. XXXVIII, 895 S. 
(Handbuch der Rechtspraxis; 6) ISBN 978-3-406-70969-2; 
€ 119.-

Das Handbuch informiert über das gesamte Nachlassrecht  
in einer Kombination aus systematischem Grundriss und For-
mularbuch. Das Werk verbindet damit Rechtsinformationen 
und praktische Arbeitshilfen.
Die neue Auflage ist vollkommen neu gegliedert und struktu-
riert. Der Teil 4 des Handbuches „Auf einen Blick“ bietet jetzt 
einen schnellen Überblick zu wichtigen Fristen, Formvor-
schriften und häufigen Auslegungsfragen bei Verfügungen 
von Todes wegen. Zusätzlich sind gesetzliche Neuerungen 
wie die Besteuerung von Erbschaften, die Umsetzung der  
Europäischen Erbrechtsverordnung und aktuelle Gerichtsent-
scheidungen eingearbeitet.
Zusätzlich neu enthalten ist ein Zugangscode, der einen  
Onlinezugriff auf verschiedene Muster u.a. zum erbrechtlichen 
Mandat bietet.

VgV – UVgO. Vergabeverordnung, Unterschwellenvergabe-
ordnung. Kommentar. Hrsg. von Martin Dieckmann,  
Jan Peter Scharf und Kersten Wagner-Cardenal. -  
2. Aufl. - München: Beck, 2019. XXI, 1242 S.  
ISBN 978-3-406-69633-6; € 169.- 

Für die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen und teilweise 
bei der Bauleistungsvergabe oberhalb der EU-Schwellenwerte 
kommt die Vergabeverordnung (VgV) 2016 zur Anwendung. 
Unterhalb des EU-Stellenwerts gilt die Unterschwellenvergabe-
ordnung (UVgO). 
Beide Verordnungen werden im Kommentar vollständig unter 
Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung erläutert. 
Das Werk bietet zudem praxisorientierte Handlungsempfeh-
lungen für die Gestaltung von Vergabeverfahren.
Aufgrund seiner klaren Sprache und Praxisnähe eignet sich 
der Kommentar auch für Nichtjuristen.

Finke, Hugo; Wolfgang Brachmann und Willy Nordhausen: 
Künstlersozialversicherungsgesetz. Gesetz über die  
Sozialversicherung der selbständigen Künstler und Publi-
zisten. - 5., völlig neu bearb. Aufl. - München: Beck, 2019. 
XXVI, 581 S. ISBN 978-3-406-67180-7; € 69.-

Viele selbständige Künstler und Publizisten sind inzwischen 
über die Künstlersozialkasse als Pflichtversicherte in der ge-
setzlichen Sozialversicherung. Zunehmend an Bedeutung ge-
winnt das Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) auch für 
alle Verwerter, die über die Künstlersozialabgabe gemeinsam 
mit dem Bund die zweite Beitragshälfte finanzieren müssen. 
Der Kommentar konzentriert sich auf wesentliche Problem-
stellungen in der Praxis. Behandelt werden die Bereiche Ver-
sicherung der selbständigen Künstler und Publizisten, Abgabe-
pflicht der Verwerter, Berechnungsgrundlagen, Melde- und 
Abrechnungsverfahren, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungs-
pflichten. Dem Kommentar ist eine Einführung zur Materie  
vorangestellt.
Die Neuauflage berücksichtigt Änderungen u.a. durch das 
Künstlersozialabgabestabilisierungsgesetz, das GKV-Finanz-
struktur- und Qualitätsweiterentwicklungsgesetz sowie das 
BUK-Neuordnungsgesetz. Die neueste Rechtsprechung und 
Literatur ist eingearbeitet.

Außensteuergesetz. Hrsg. v. Gerhard Kraft.  
2. Aufl. - München: Beck, 2019. XLI, 1002 S.  
ISBN 978-3-406-64926-4; € 139.-

Der Kommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlages  
erläutert das gesamte Außensteuergesetz (AStG). Der Band 
zeigt zugleich die inhaltlichen Bezüge zu verwandten Rechts-
normen anderer Steuergesetze auf.
Das Werk nimmt zu zahlreichen Themenkomplexen kritisch 
und dezidiert Stellung wie beispielsweise zu den Themen 
Funktionsverlagerung, Europarechtstauglichkeit und Wegzugs- 
und Hinzurechnungsbesteuerung.
In die neue Auflage sind u.a. die Reform des Investmentsteuer-
rechts, die Fundamentalreform der Behandlung ausländischer 
Familienstiftungen und erhebliche Änderungen im Bereich  
des § 1 AStG berücksichtigt. Zudem werden die Auswirkungen 
der Umsetzungsmaßnahmen für BEPS (Base Erosion and 
Profit Shifting) in Deutschland auf das AStG behandelt.

Habersack, Mathias und Dirk A. Verse: Europäisches  
Gesellschaftsrecht. Einführung für Studium und Praxis. - 
5. Aufl. - München: Beck, 2019. XXXI, 630 S.  
ISBN 978-3-406-71944-8; € 99,00.

Die Bedeutung und Mechanismen des EU-Gesellschafts-
rechts wird in den 15 Kapiteln des Lehr- und Handbuchs dar-
gestellt. Dabei setzen sich die Autoren mit Problemen in der 
Anwendung auseinander und bieten eine Zusammenstellung 
nationaler und europäischer Vorschriften. Fallbeispiele ver-
deutlichen zusätzlich die Ausführungen.
Die Neuauflage berücksichtigt u.a. die Änderungen der Aktio-
närsrechterichtlinie und die Pläne für eine Europäische Ein-
personengesellschaft (Societas Unius Personae – SUP), die 
EU-Richtlinien zu Berichtspflichten (CSR-Richtlinie) und die 
Anforderungen an die Kapitalausstattung von Gesellschaften 
(CRD-IV-Richtlinie, CRR-Richtlinie) in nationales Recht.
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als Werk für die Praxis und die Wissenschaft. Das Handbuch 
berücksichtigt die arbeitsrechtlichen Normen und Grundsätze, 
ordnet diese unter Hinweis auf die Entstehungsgeschichte zu 
und zeigt zu offenen oder neuen Fragen Lösungsvorschläge 
auf. Das Werk informiert über wesentliche Tarifverträge und 
Unfallverhütungsvorschriften. Die höchstrichterliche Recht-
sprechung ist eingearbeitet.

Im Mittelpunkt von Band 3 steht das kollektive Arbeitsrecht 
einschließlich der Koalitionsfreiheit als Grundrecht der Arbeits-
verfassung, Koalitionsverbandsrecht, Tarifvertragsrecht, Ar-
beitskampf- und Schlichtungs- und Betriebsverfassungsrecht.
Im 4. Band wird ebenso das kollektive Arbeitsrecht behandelt. 
Berücksichtigt werden das Personalvertretungsrecht, das 
Mitarbeitervertretungsrecht und die Unternehmensmitbestim-
mung. Zudem wird die Arbeitsgerichtsbarkeit behandelt.

Burgi, Martin: Kommunalrecht. - 6. Aufl. - München: 
Beck, 2019. XXVI, 344 S. (Grundrisse des Rechts)  
ISBN 978-3-406-73314-7; € 23,90.

Das Studienbuch behandelt den Pflichtfachstoff im Kommu-
nalrecht und arbeitet die Beziehungen zum besonderen Ver-
waltungsrecht und Europarecht heraus. 
Im Mittelpunkt steht die Rechtslage der Gemeinden. Zudem 
werden deren Verhältnis zum Staat sowie deren eigene spezi-
fische Organisationsstruktur beleuchtet. Kommunale Satzun-
gen, öffentliche Einrichtungen und wirtschaftliche Betätigung 
einschließlich Privatisierung sind weitere Aspekte der Darstel-
lung.
Die Neuauflage berücksichtigt kommunalrechtliche Änderun-
gen der Bundesländer, die neue Rechtsprechung und Litera-
tur.

Nichtamtlicher Teil

Münchener Kommentar zum Straßenverkehrsrecht.  
Hrsg. von Michael Buse und Ansgar Staudinger. - 1. Aufl. 
- München: Beck.
Bd. 3: Internationales Straßenverkehrsrecht. - 2019.  
XXVII, 1097 S. ISBN 978-3-406-66353-6; € 259.- 

Der mehrbändige Großkommentar „Straßenverkehrsrecht“ 
aus der Reihe der Münchener Kommentare bietet eine umfas-
sende Darstellung des gesamten Straßenverkehrsrechts. Mit 
dem jetzt erschienen 3. Band zum internationalen Straßen
verkehrsrecht ist der Kommentar abgeschlossen.
Dieser behandelt das System Grüne-Karte und KH-Richtlinien, 
das Internationale Privat- und Verfahrensrecht sowie die Ver-
folgung von im EU-Ausland begangenen Straßenverkehrs
delikten und Vollstreckung ausländischer Geldsanktionen in 
Deutschland. Zudem abgedruckt sind zahlreiche internationa-
le Rechtsordnungen (Belgien, Frankreich, Griechenland, Italien, 
Kroatien, Österreich, Polen, Schweiz, Slowakei, Slowenien, 
Spanien und Türkei) welche u.a. mit dem deutschen Recht 
verglichen werden.

Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht. Hrsg. von  
Heinrich Kiel, Stefan Lunk und Hartmut Oetker. - 4. Aufl. - 
München: Beck.
Bd. 3: Kollektives Arbeitsrecht I. - 2019. LVII, 1688 S.  
ISBN 978-3-406-71333-0; € 199.-
Bd. 4: Kollektives Arbeitsrecht II, Arbeitsgerichtsverfah-
ren. - 2019. LVII, 1440 S. ISBN 978-3-406-71334-7; € 199.-

Das Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht stellt das gesamte 
Arbeitsrecht systematisch in vier Bänden dar. Es versteht sich 
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